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Ertiichtigung der Wasserflachen an den Strandzugangen 18 & 23 im
Seebad Warnemiinde zur Steigerung der Barrierefreiheit

Geplante Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
19.03.2024 Bau- und Planungsausschuss Empfehlung
03.04.2024 Ausschuss fiir Wirtschaft und Tourismus Empfehlung
04.04.2024 Liegenschafts- und Vergabeausschuss Empfehlung
04.04.2024 Finanzausschuss Empfehlung
09.04.2024 Ortsbeirat Seebad Warnemunde, Seebad Empfehlung
Diedrichshagen (1)
10.04.2024 Ausschuss fur Soziales, Gesundheit und Migration Empfehlung
11.04.2024 Ausschuss fur Stadt- und Regionalentwicklung, Empfehlung
Umwelt und Ordnung
17.04.2024 Burgerschaft Entscheidung
Beschlussvorschlag:

Die Burgerschaft bekennt sich zur Notwendigkeit, die Wasserflachen an den
Strandzugangen 18 und 23 durch die Errichtung von Einstiegshilfen barrierefrei zu
ertichtigen.

In diesem Zusammenhang wird die Oberbiirgermeisterin  beauftragt, die
Inkommunalisierung der Wasserflachen im Bereich der Strandzugange 18 und 23 im
Seebad Warnemiinde als notwendige Voraussetzung fiir die Uberplanung gemeindefreier
Wasserflachen beim Ministerium fiir Inneres, Bau und Digitalisierung M-V zu beantragen.

Beschlussvorschriften:
§§ 11 u. 22 Abs. 3 Nr. 2 u. 14 Kommunalverfassung M-V

bereits gefasste Beschliisse:
keine

Sachverhalt:

Aus Grinden des offentlichen Wohls konnen die Grenzen der Gemeinden verandert
werden. Darunter fallt auch die Eingemeindung bislang gemeindefreier Gebiete.
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Der Ausbau der Barrierefreiheit genieBt in der Destination Rostock & Warnemiinde einen
hohen Stellenwert und wird auch zukiinftig in der touristischen Infrastruktur konsequent
mitgedacht.

Mit Blick auf die Rostocker Seebader hat der Strand eine hohe Anziehungskraft auf die
Bevolkerung und die Gaste. lhnen die Zuganglichkeit zur Wasserkante in optimalem
Umfang zu ermoglichen, ist der Tourismuszentrale Rostock & Warnemiinde ein
besonderes Anliegen. Daher wurde in den vergangenen Jahren die Anzahl der
barrierearmen Strandzugange auf nunmehr fiinf im Seebad Warnemiinde und zwei im
Seebad Markgrafenheide erhoht.

Um mobilitatseingeschrankten Personen auch den Zugang in das Wasser der Ostsee zu
erleichtern, sollen im Seebad Warnemiinde an dem bereits barrierefreien Strandzugang 18
sowie an dem geplanten barrierefreien Strandzugang 23 an je einer neu zu setzenden
Buhnenreihe eine Einstiegshilfe in die Ostsee installiert werden. Die Planung sieht vor, je
eine Buhnenreihe zwischen den bestehenden Buhnenreihen zu setzen und diese
anschlieRend mit einem Handlauf (aus Tauwerk) fiir die Badegaste zu versehen. Die Lange
des geplanten Wassereinstiegs betragt ca. 30 m.

Eine Marktrecherche in 2023 ergab eine Kostenschatzung von ca. 11.500 € netto fiir den
Bau einer Einstiegshilfe in die Ostsee, inkl. der Baustelleneinrichtung und -beraumung,
der Lieferung und Rammung von bis zu zehn Hartholzpfahlen sowie der Lieferung und
einmaligen Montage eines geeigneten Tauwerks. Die Baukosten fiir die Errichtung von
zwei Einstiegshilfen in die Ostsee liegen bei ca. 17.000 € netto, da fiir die Errichtung der
zweiten Einstiegshilfe keine neue Baustelleneinrichtung / -beraumung berechnet werden
musste. Die Baukosten sind im Wirtschaftsplan 2024 des Eigenbetriebes
Tourismuszentrale Rostock und Warnemiinde integriert. Eine telefonische Voranfrage
beim Landesforderinstitut Mecklenburg-Vorpommern zur Akquise von Fordermitteln fiir
das Vorhaben wurde negativ beschieden. Es wird dennoch ein Fordermittelantrag gestellt
werden.

Die Folgekosten fiir Wartung und Instandsetzung konnen nur geschatzt werden, da
Referenzwerte fehlen. Eine ahnliche Anlage im Seeheilbad Heiligendamm wurde im Jahr
2016 errichtet und hat in den vergangenen acht Jahren noch keine nennenswerten
Schaden hervorgebracht. Es wird erwartet, dass mittelfristig das avisierte Tauwerk in
wiederkehrenden Abstanden auszutauschen ist und langfristig einzelne Buhnen erneuert
werden miissen, da FSC-zertifiziertes Hartholz Verwendung finden wird. Jahrlich sind
daher 1.000,00 € pro Anlage fiir eventuelle Kleinstreparaturen in den Haushalt mit
aufzunehmen.

Das Gefahrdungspotenzial einer entsprechenden Anlage begriindet sich u.a. in folgenden
Situationen:

0 als Hindernis fiir am Strand laufende Personen, da der erste Buhnenabschnitt
nebst Handlauf an Land installiert wird

0 als Hindernis fiir Badegaste im Wasser, welches die Gefahr birgt, sich am Handlauf
(durch unsachgemaRe Nutzung wie z.B. Spielen und Klettern) oder an einer Buhne
(anwachsende Muscheln etc.) zu verletzen - ebenso, wenn man beiden
unaufmerksam bzw. unbeabsichtigt zu nahe kommt

In der Hochsaison sind unweit beider Anlagen zwei Rettungstiirme in Betrieb
(Strandzugang 18 in ca. 100 m Entfernung sowie am Strandzugang 23 in ca. 40 m
Entfernung). Es ist geplant, die landseitigen Buhnen mit Reflektoren fiir eine bessere
Sichtbarkeit in der Ddmmerung / Dunkelheit auszustatten.
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Schaden an den Anlagen selbst, verursacht durch z.B. Sturm, Hochwasser oder
Vandalismus sind nicht versicherbar und miissen iber den Haushalt der
Tourismuszentrale Rostock & Warnemiinde geregelt werden. Schaden, die von der
Nutzung herriihren, sind lber die Haftpflichtversicherung der Hanse- und
Universitatsstadt Rostock gedeckt.

Die fiir die Vorhabendurchfiihrung notwendigen Genehmigungen, darunter die strom- und
schifffahrtspolizeiliche Genehmigung, ausgestellt durch das Wasser- und Schifffahrtsamt
Ostsee, sowie die Naturschutzgenehmigung des Staatlichen Amtes fiir Landwirtschaft und
Umwelt Mittleres Mecklenburg (StALU MM) wurden durch die Tourismuszentrale Rostock &
Warnemiinde beantragt und liegen dieser vor (siehe Anlagen 1 und 2).

Die Naturschutzgenehmigung fiir das Vorhaben enthalt jedoch die Bedingung, dass die
Hanse- und Universitatsstadt Rostock die gemeindefreien Wasserflachen im Umkreis der
neu zu setzenden Buhnen vor Baubeginn inkommunalisieren lassen muss, bevor sie
planungs- und baurechtlich hoheitlich tatig wird.

Der Antrag ist formlos beim Ministerium fiir Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-
Vorpommern zu stellen und muss den beglaubigten Beschlussauszug der Stadtvertretung,
in welchem auf den ebenfalls beizufiigenden Lageplan auf Grundlage des Amtlichen
Liegenschaftskatastersystems zu verweisen ist, enthalten. Dieser hat eine kurze aber
sachverhaltsbezogene Begriindung fiir die Inkommunalisierung zu enthalten.

Nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes Uliber die vermogensrechtlichen Verhaltnisse der
BundeswasserstraBen WaStrVermG vom 21.05.1951 stehen die Bundeswasserstralen, hier:
die Ostsee, im Eigentum des Bundes. Hierbei handelt es sich um gemeindefreie
Wasserflachen. GemalR § 1 Abs. 5 Satz 1 WaStrG kann das jeweilige Bundesland das
Eigentum des Bundes an Seewasserstrallen unentgeltlich nutzen, wenn die Nutzung
offentlichen Interessen dient und der Erfiillung der Verwaltungsaufgaben des Bundes
nicht entgegensteht bzw. deren Erfiillung nicht beeintrachtigt. Das Land kann diese
Nutzungsbefugnis gemalR & 1 Abs. 5 Satz 2 WaStrG im Einzelfall auf einen Dritten
ubertragen, wenn die Nutzung offentlichen Interessen dient. Der Antrag auf Erteilung
unentgeltlicher Nutzungsrechte soll parallel zur Inkommunalisierung beim Ministerium fiir
Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit gestellt werden.

Die vorbenannten Pflichten, die sich fiir die Hanse- und Universitatsstadt Rostock
unmittelbar in der Inkommunalisierung der betreffenden Wasserflachen begriinden,
werden grundsatzlich erganzt durch die MaRgabe, dass die Kommune, die ihr obliegenden
Aufgaben auch auf den inkommunalisierten Flachen wahrnehmen muss. Hierzu zahlt
insbesondere die Pflicht zur Verkehrssicherung wie auch die Verpflichtung zur
Berichtigung der offentlichen Biicher durch die zustandigen Behorden gemal § 11 Absatz 4
Satz 2 KV M-V. Als sogenanntes oOffentliches Buch fallt das Liegenschaftskataster unter
diese Regelung. Der zustandigen unteren Vermessungs- und Geoinformationsbehorde
sind der Lageplan sowie die zugehorigen Koordinaten in maschinenlesbarer Form zu
ubergeben.

Nach Beendigung der BaumaBnahme des Vorhabens hat zudem das zustandige
Katasteramt zur amtlichen Fortfuhrung der Katasterflurkarte, der digitalen
Bundeswasserstralle (DBWK) sowie der deutschen Seekarte ein AufmaRB des oberirdischen
Bestandes im Koordinatensystem UTM (streifentreu) / ETRS 89 sowie HOhen liber NHN
2016 durchzufiihren. Der Bestandsplan ist im MaRstab 1:1.000 (als PDF-Datei sowie als DXF-
Datei - Version 14) in o.g. Koordinatensystemen innerhalb von drei Monaten nach
Fertigstellung des Bauwerkes an das Wasser- und Schifffahrtsamt Ostsee zu tibergeben.
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Finanzielle Auswirkungen:

Die Investitionen belaufen sich auf 17.000 € netto und sind im Wirtschaftsplan 2024 der
Tourismuszentrale Rostock & Warnemiinde enthalten.

Eva-Maria Kroger

Anlagen
1 1_Naturschutzrechtliche Genehmigung_StALU MM_WMD offentlich
2 2_5sG Nr. MeBDO_84 vom 09.01.2024 offentlich
3 3_Prinzipskizze_LANGSSCHNITT_SZ 18 und 23 offentlich
4 4_Inkommunalisierung SZ18 offentlich
5 5_Inkommunalisierung SZ23 offentlich
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EINGANG
Staatliches Amt

fur Landwirtschaft und Umwelt 13. SEP. 2023
Mittleres Mecklenburg Erl.:

StALU Mittleres Mecklenburg
An der Jagerbak 3, 18069 Rostock

bearbeitet von:

Tourismuszentrale Rostock & Warnemiinde Telefon: 0385 588-67404

Am Strom 59 E-Mail: Andrea.Schmidt
@stalumm.mv-regierung.de

18119 Rostock Geschaftszeichen: StALUMM — 5328.1.03.3

(bitte bei Schriftverkehr angeben)

Rostock, 07.09.2023

Bau zweier barrierefreundlicher Wasserzuginge in Warnemiinde

Anlage:
Verwaltungsvorschrift zur Inkommunalisierung gemeindefreier Wasser-, Aufschittungs- oder

Aufspulungsfléchen in und an Kiistengewassern vom 11.10.2021 (VV M-V GI.-Nr. 2020-25)

Naturschutzgenehmigung

Sehr geehrter Herr Fromm,
aufgrund des Antrages vom 11.07.2023 ergeht folgender Bescheid:

1. Der Bau der barrierefreundlichen Wasserzugénge in Warnemuinde auf Héhe der
Strandzugénge 18 und 23 (Kustenkilometer (KKM) F145.750 und KKM F145.075) wird
genehmigt. Dabei sind die unten genannten Nebenbestimmungen einzuhalten.

2. Dieser Bescheid ergeht verwaltungskostenfrei.

1. Genehmigungsunterlagen
Die folgenden Unterlagen sind Bestandteile dieser Genehmigung:
— Antrag auf Errichtung einer Buhnenreihe fiir die Schaffung von barrierefreundlichen
Wasserzugangen vom 11.07.2023 in Warnemiinde
— Anlagen 1 - 4, darunter ein Beispielbild aus Heiligendamm, zwei Lagepléne der
Strandaufgénge 18 und 23, Vorhabenskizze sowie ein Leistungsverzeichnis (Entwurf)

2. Nebenbestimmungen
Diese Genehmigung ist mit den folgenden Bedingungen und Auflagen verbunden:

Allgemeine Datenschutzinformation:

Der Kontakt mit dem StALU MM ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von lhnen ggf. mitgeteilten persénlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:
Art. 6 (1) e DSGVO i.V.m. § 4 (1) DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.

Post- und Hausanschrift sowie Besucheranschrift Telefon: 0385/588-670

Sitz der Amtsleiterin: Dienstgebaude Biitzow: Telefax: 0385/588-67799 (Rostock)
Staatliches Amt fir Landwirtschaft und Umwelt ~ SchloRplatz 6, 18246 Biitzow 0385/588-67899 (Butzow)

Mittleres Mecklenburg E-Mail: poststelle@stalumm.mv-regierung.de

An der Jagerb&k 3, 18069 Rostock Internet: www.stalu-mv.de/mm



2.1. Bedingung

Mit dem Bau darf erst begonnen werden, wenn vor Baubeginn ein Verfahren zur
Inkommunalisierung der seeseitigen Wasserflachen der Strandzugénge 18 und 23 (Gemarkung
Warnemiinde, Flur 1, Flurstiicke 1096 und 1101) gem&R Nr. 5 der Verwaltungsvorschrift zur
Inkommunalisierung gemeindefreier Wasser-, Aufschittungs- oder Aufspalungsfléchen in und an
Kustengewassern (siehe Anhang) durchgeflhrt wird.

2.2. Auflagen

2.2.1. Bei den Rammarbeiten im Wasserbereich sind eventuell vorhandene Steine, die die
Rammarbeiten behindern, zwingend im Wasser zu belassen. Sie dirfen lediglich im
Wasser, auch auRerhalb des Badebereiches in tieferem Wasser, abgelegt werden.

2.2.2. Nach Beendigung der BaumaRnahme (Abnahmezeitpunkt) ist ein Bestandsplan inklusive
der real vorhandenen Pfahlabstinde sowie der Einbindetiefen der Einzelpfahle im
MaRstab 1:1.000 in analoger und digitaler Form gemaR Landesbezugssystemeriass vom
17. Mai 2017 im amtlichen geodatischen Bezugssystem der Héhe (DHHN2016) sowie
amtlichen Lagebezugssystem ETRS89 durch den Vorhabentrager zu erstellen und dem
StALU MM Untere Wasserbehérde vorzulegen. Innerhalb von einem Monat nach
Fertigstellung der MaRnahme ist die Bestandsvermessung in analoger (M 1:500) und
digitaler Form (gern. Vermessungsrichtlinie 3- 7/2009, Regelwerk Kiistenschutz MV) dem
StALU MM zu Ubergeben

2.2.3. Sofern bei zukiinftigen KustenschutzmaBnahmen oder im Verteidigungsfall bei
Sturmfluten der Standort der baulichen Anlagen in Anspruch genommen werden muss
bzw. sich herausstellen sollte, dass die Anlagen Kustenschutzmalnahmen inklusive
Unterhaltungsarbeiten behindern, sind die Anlagen entweder umgehend ersatzlos zu
Lasten des Genehmigungsinhabers zurlick Zu bauen oder dem
Kustenschutzverantwortlichen entstehende (Mehr-)Kosten seitens des
Génehmigungsinhabers zu erstatten.

2.2.4. Die Verkehrssicherungspflicht obliegt dem Antragsteller.

4. Begriindung:

Die Tourismuszentrale Rostock & Warnemiinde (vertreten durch Matthias Fromm;
Tourismusdirektor) plant die Schaffung von barrierearmen Wasserzugéngen in die Ostsee an den
Strandaufgéngen 18 und 23 in Warnemiinde. Laut Tourismuszentrale ist dies erforderlich, da es
an barrierefreien Zugangen in die Ostsee mangelt und es fiir korperlich eingeschrénkte
Menschen somit schwer mdglich ist, in das Wasser zu gelangen.

Umgesetzt werden soll die MaRnahme vor dem als barrierefrei ausgelegten Strandaufgang Nr.
18 auf Hoéhe des Kustenkilometers (KKM) F145.750 sowie am ebenfalls barrierefreien
angebundenen Strandaufgang Nr. 23 auf Hohe des KKM F145.075. Planungsgeman werden je
Einstiegshilfe eine neue Holzpfahlreihe, bestehend aus maximal 10 Pféhlen mit einem
Pfahlabstand von 2 m und einem 50 mm starken Hanftau als Handlauf errichtet. Der jeweils erste
Pfahl ist 5 m von der bestehenden Wasserlinie entfernt. Die Einstiegshilfe am Strandzugang 18
liegt 15 m westlich der bestehenden Buhnenreihe. Die Einstiegshilfe am Strandzugang 23 liegt
ca. 35 m 6stlich der bestehenden Buhnenreihe. Die Einstiegshilfen sollen nach Bauabschluss
ganzjahrig genutzt werden und im Wasser verbleiben.

Meine sachliche und értliche Zustandigkeit ergibt sich aus § 40 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit §
5 des Naturschutzausfihrungsgesetzes M-V (NatSchAG)! sowie der Landesverordnung zur

1 Naturschutzausfilhrungsgesetz (NatSchAG M-V) vom 23.02.2010 (GVOBI. M-V 8. 66), zuletzt geéndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24.03.2023 (GVOBI. M-V S. 546)
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Errichtung von unteren Landesbehérden der Landwirtschafts- und Umweltverwaltung M-V2.

Es sind keine Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete oder andere Schutzgebiete des
Naturschutzes, insbesondere europaische FFH- oder EU-Vogelschutzgebiete vom Vorhaben
betroffen.

Nach § 29 Abs. 1 NatSchAG M-V ist an Kustengewassern 150 m land- und seewérts von der
Mittelwasserlinie die Errichtung oder wesentliche Anderung baulicher Anlagen verboten.
Ausnahmen kénnen gem. § 29 Abs. 3 flr notwendige bauliche Anlagen, die ausschlief3lich dem
Badebetrieb dienen, zugelassen werden. Die barrierefreundlichen Zugange ins Ostseewasser
sind fUr mobilitatseingeschrankte Menschen wichtig, um am Strand- und Badeerleben teilnehmen
zu kénnen. Deshalb wird die Ausnahme zugelassen.

Das Vorhaben ist ein Eingriff in Natur und Landschaft gem. § 12 Nr. 4 NatSchAG M-V. Eine
Eingriffsbewertung wurde vom Antragsteller nicht vorgelegt. Auf die Nachforderung wurde
verzichtet. Die barrierefreundlichen Wasserzugange werden in einem intensiv genutzten Sand-
strand- und Badebereich gebaut, die Strandzugénge sind bereits vorhanden. Die durch die 2 x
10 Pfahle versiegelte Flache betragt lediglich 1,4 m2 Eine Anderung der Strémungsverhéltnisse
wird durch die Abteilung Kiiste des StALU MM ausgeschlossen. Somit werden keine erheblichen
Funktionen von Natur und Landschaft beeintrachtigt. Eine Kompensationsverpflichtung ware in
diesem Falle unverhaltnismaRig. Dennoch muss der Eingriff minimiert werden. Eine
Minimierungsmafinahme ist daher in den Auflagen enthalten.

Artenschutzrechtliche Bedenken sind nicht vorhanden.

Vor Erteilung der Genehmigung wurde die zustédndige Wasserbehtérde gem. § 118 Abs. 3
Landeswassergesetz M-V (LWaG M-V)® angehért. Dem Vorhaben stehen keine
wasserwirtschaftlichen Belange entgegen, wenn die Nebenbestimmungen eingehalten werden.
Die geforderten Nebenbestimmungen (2.2.2. —2.2.4.) wurden in den Bescheid mit aufgenommen.

Die Rechtsgrundlage fir die erteilten Auflagen ist der § 36 Abs. 2 Nr. 4 des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes M-V (VWVfG M-V)* sowie § 118 Abs. 1 Ziffer 4 LWaG M-V. Die Auflagen
dienen der Minimierung des Eingriffes sowie dem Kistenschutz.

Die Entscheidung tber die Gebuhrenfreiheit beruht auf der Anwendung des § 8 Abs. 1 Nr. 3 des
Verwaltungskostengesetzes des Landes Mecklenburg - Vorpommern®.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kénnen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch
erheben. Der Widerspruch ist beim Staatlichen Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Mittleres
Mecklenburg, An der Jagerbak 3, 18069 Rostock, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Mit freundlichem Gruf3

: - Qe
4

Andrea Schmidt

2 Landesverordnung zur Errichtung von unteren Landesbehérden der Landwirtschafts- und Umweltverwaltung M-V
vom 03.06.2010 (GVOBI. 10/2010 vom 28.06.2010), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 24.03.2023 (GVOBI.
M-V S. 563)

3 Wassergesetz des Landes M-V (LWaG M-V) vom 30.11.1992 (GVOBI. M-V S. 669), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 08.06.2021 (GVOBI. M-V S. 866)

4 Landesverwaltungsverfahrensgesetz — VwVfG M-V in der Fassung der Bekanntmachung vom 06.05.2020 (GVOBI.
M-V 2020, 410)

5 Verwaltungskostengesetz des Landes M-V vom 04.10.1991 (GVOBI. M-V S. 366, 435), geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 02. 05. 2019 (GVOBI. M-V S. 158)
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Hinweise

Diese Genehmigung berechtigt nicht, fremde Grundsticke in Anspruch zu nehmen. Das
Wasser- und Schifffahrtsamt Stralsund nimmt die Rechte des Bundes als Flacheneigentiimer
wahr.

Anderweitig erforderliche 6ffentlich-rechtliche Genehmigungspflichten bleiben durch diesen
Bescheid unberihrt.

Der Antrag auf Inkommunalisierung ist formlos beim Ministerium Inneres, Bau und
Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern einzureichen. Ergénzende Unterlagen sind gemaf
Nr. 5.2.3 der Verwaltungsvorschrift zur Inkommunalisierung gemeindefreier Wasser-,
Aufschittungs- oder Aufspilungsflachen in und an Kustengewdssern beizufugen. Nach
Abschluss des Inkommunalisierungsverfahrens ist bei Anderungen die untere
Naturschutzbehdérde als zusténdige Naturschutzbehérde zu beteiligen.
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12.01.24, 07:14

Von: <Andrea.Schmidt@stalumm.mv-regierung.de>
An: <Sandra.Fieber@rostock.de>
cc: <Andre.Schumann@stalumm.mv-regierung.de>, <Lutz.Klingbeil@stalumm.mv-regierung.de>, <uwe.goellnitz@rostock.de>

Datum: 03.11.2023 16:57
Betreff: Genehmigung fiir den Bau zweier barrierefreundlicher Wasserzugange in Warnemtinde vom 07.09.2023

Sehr geehrte Frau Fieber,

ich beziehe mich auf unser Telefonat am 02.11.2023. Ich habe den Vorgang gepriift.

In der Genehmigung fiir den Bau zweier barrierefreundlicher Wasserzugange in Warnemiinde vom 07.09.2023
sind in der Begriindung offensichtlich die Begriffe ,6stlich” und ,westlich“ vertauscht worden. Richtigerweise
muss es heiRen: ,Die Einstiegshilfe am Strandzugang 18 liegt 15 m 6stlich der bestehenden Buhnenreihe.
Die Einstiegshilfe am Strandzugang 23 liegt ca. 35 m westlich der bestehenden Buhnenreihe.”

Die Begriffe ,,0stlich” und ,westlich” wurden ausschlieRlich in der Begriindung verwendet. Der Tenor der
Genehmigung — also die eigentliche Entscheidung Uber das Vorhaben, die eingereichten
Genehmigungsunterlagen und Nebenbestimmungen kommen ohne diese Begriffe aus und sind somit richtig.
Deshalb gehe ich davon aus, dass die Genehmigung vom 07.09.2023 in der bereits vorliegenden Form ihre
Gultigkeit behalt.

Sollte Ihrerseits oder seitens Dritter die RechtmaRigkeit angezweifelt werden, so teilen Sie mir das bitte
umgehend mit.

Mit freundlichen GriRen

Andrea Schmidt

MV &=

Mecklenburg-Varpemmern

Staatliches Amt fir Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg
An der Jagerbak 3 | 18069 Rostock

Telefon +49 385 588 67404
Andrea.Schmidt@stalumm.mv-regierung.de
www.stalu-mittleres-mecklenburg.de

Allgemeine Datenschutzinformation:

Der telefonische, schriftliche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium fiir Klimaschutz, Landwirtschaft, Iindliche
Réaume und Umwelt Mecklenburg- Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Thnen ggf. mitgeteilten
personlichen Daten verbunden. Rechtsgrundlage hierfiir ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) der Européischen Union in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz (DSG M-V).

Weitere Informationen erhalten Sie hier: https//www.regierung-mv.de/Datenschutz
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Inkommunalisierung gemeindefreier Wasser-, Aufschiittungs- oder
Aufspiilungsfléichen in und an Kiistengewzssern

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fiir Inneres und Europa

Vom 11. Oktober 2021 ~ II 300 - 177-52000-2011/011-008 —

VV Meckl.-Vorp. G1.-Nr. 2020 - 25

Das Ministerium fiir Inneres und Europa erlésst folgende Verwaltungsvorschrift:

Inhaltsiibersicht
1 Allgemeines 6  Anhorungs- und Entscheidungsverfahren
2 Begriffserklirungen 7 Auswirkungen der Inkommunalisierung
3 Nachweis des Gemeindegebietes im Liegenschaftskataster 8 Nichteinhaltung des Verfahrens
4  Gebietsdnderungen aufgrund natlirlicher Verinderungen 9 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten
5 Inkommunalisierungsverfahren
1 Allgemeines geren Sinne ist die Kiiste jedoch keine Fliche, sondern
der Begriff fiir die Trennungslinie zwischen Festland und
1.1 Das Gebiet des Landkreises bilden geméB § 96 Kommu- Meer. § 1 Absatz 2 Satz 1 Bundeswasserstraengesetz
nalverfassung (KV M-V) die Gemeinden und gemeinde- (WaStrG) und § 1 Absatz 3 Satz 2 Wassergesetz des Lan-
freien Gebiete, die nach geltendem Recht zu ihm geho- des Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) sprechen in die-
ren. Gemeindefreie Gebiete beruhen auf historischen sem Zusammenhang von der Kiistenlinie bei mittlerem
Ausnahmen zum Rechtsgedanken von § 10 Absatz 2 Satz 1 Hochwasser oder Mittelwasserstand.
KV M-V, wonach jedes Grundstiick zu einer Gemeinde
gehéren soll. L5 Die Kiistenlinie ist fiir die seewirtige Abgrenzung des
Hoheitsgebiets von Gemeinden und Landkreisen maB-
12 Die Ausnahmen wurden vor allem fiir bevolkerungsarme geblich. Das bedeutet, dass Landflichen, namentlich
Forstgebiete oder grofiflichige militdrische Truppen- Striande sowie An- und Verlandungen, landwirts der Kiis-
tibungsplitze gewihrt. Aus der Formulierung in § 10 Ab- tenlinie bereits jetzt schon der kommunalen Gebietsho-
satz 2 Satz 2 KV M-V, wonach aus besonderen Griinden heit unterliegen. Alle Bereiche seewirts der Kiistenlinie
Grundstiicke auBerhalb einer Gemeinde verbleiben kon- sind hingegen grundsitzlich gemeindefreie Gebiete. Aus-
nen, ist jedoch der Wille des Gesetzgebers zu entnehmen, nahmen bilden bereits inkommunalisierte Fldchen.
dass keine neuen gemeindefreien Gebiete gebildet wer-
den sollen. Dieser Wille spricht auch aus der Vorschrift 1.6 Beabsichtigt die Gemeinde seewérts der Kiistenlinie ho-
des § 175 KV M-V, der Regelungen zur Zuordnung ge- heitlich tdtig zu werden, sind diese vorgelagerten, noch
meindefreier Flichen enthalt. gemeindefreien Flichen zunichst in die Gebietshoheit
der Gemeinde und des Landkreises zu iiberfithren. Hier-
1.3 Aufgrund der gesetzlich erfolgten Zuordnung ehemals fiir dient das Verfahren der nachfolgend beschriebenen
gemeindefreier (Land-)Flichen zu Gemeinden ist davon Inkommunalisierung.
auszugehen, dass in Mecklenburg-Vorpommern keine
gemeindefreien Gebiete mehr existieren. Kiistengewés- 2 Begriffserklidrungen
ser spielten in die Betrachtung gemeindefreier Gebiete
nicht mit hinein, sodass eine Zuordnung gemeindefreier 2.1 Inkommunalisierung
Wasserflichen zu Landkreisen auch nicht im Zuge der
Landkreisneuordnungen in 1994 und 2011 erfolgte oder Die Inkommunalisierung im Sinne dieser Vorschrift ist
fiir erforderlich gehalten wurde. Damit sind die Kiisten- die Zuordnung gemeindefreier Wasser-, Aufschiittungs-
gewisser nicht Teil kreislicher Gebiete geworden. oder Aufspiilungsflichen in und an Kiistengewéssern
zum Hoheitsgebiet der Gemeinde und des Landkreises.
14 Mecklenburg-Vorpommern ist durch seine geographi- Sie ist eine Gebietsanderung gemafl § 11 Absatz 2 KV

sche Lage an der Ostsee eines von vier Kiistenlindern
Deutschlands, fiir das besondere Regelungen bei der
Ausiibung von Hoheitsrechten im Kiistenbereich gelten.
Landliufig wird mit dem Begriff der Kiiste das Uber-
gangsgebiet vom Festland zum Meer bezeichnet. Im en-

M-V. Durch die Inkommunalisierung werden die Flichen
Gemeindegebiet im Sinne von § 10 Absatz 1 Satz 1 KV
M-V. Nach § 96 Satz 1 KV M-V erweitert sich gleichzei-
tig das Hoheitsgebiet des Landkreises.
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Kiistengewdsser, SeewasserstraSen

Die Ausdehnung der Kiistengewdsser gemafl § 3 Num-
mer 2 Wasserhaushaltsgesetz deckt sich weitgehend mit
der der SeewasserstraBen nach § 1 Absatz 2 WaStrG und
umfasst die Flidchen zwischen der Kiistenlinie bei mittle-
rem Hochwasser und der seewirtigen Begrenzung des
Kiistenmeeres. In Mecklenburg-Vorpommern ist das Kiis-
tengewisser die Ostsee. Nach § 1 Absatz 1 Satz 3 LWaG
gehoren zu ihm auch die Sund- und Boddengewisser sowie
Haffe und Wieken einschlieBlich ihrer Randgewdsser, so-
weit deren Wasserhaushalt durch das Meer bestimmt wird.

Strand

Nach § 85 Absatz 3 Satz 2 LWaG ist Strand der im Wir-
kungsbereich der Wellen mit einem dynamischen Sedi-
mentakkumulationskérper iiberlagerte Kiistenstreifen, der
seewirts durch die Mittelwasserlinie und landseitig durch
den Diinen- oder Steiluferfull oder den Beginn der ge-
schlossenen Pflanzendecke begrenzt wird, sofern nicht der
Fufpunkt baulicher Anlagen eine kiinstliche Grenze bildet.

An- und Verlandungen

Eine Anlandung ist die natiirliche Ablagerung minerali-
scher Sedimente (vor allem Kies, Sand und Schlick) als
Ausgangsprozess fiir die Entstehung ebener, relativ gut
entwisserter Landschaften.

Als Verlandung wird die natiirliche Auffiillung mit orga-
nischem Material bezeichnet. Die Verlandung fiihrt iiber
einen ldngeren Zeitraum durch das Wachstum von Was-
ser- und Sumpfpflanzen zu einer Verringerung der Was-
serfliche. Sie wird durch die Anschwemmung von Sand
und Schlick gefordert, sodass sich die Prozesse der An-
und Verlandung letztlich ergénzen und zu einer natiirli-
chen Landgebietserweiterung fithren.

Einer Inkommunalisierung der neuen, natiirlich entstan-
denen Landgebiete bedarf es nicht.

Aufschiittungen/Aufspiilungen

Aufschiittungen und Aufspiilungen sind Landgebietser-
weiterungen durch unmittelbares menschliches Einwir-
ken. Sie dienen unter anderem der Kiistensicherung oder
der Gewinnung von Baugrund und werden nicht ohne
weiteres Gemeindegebiet. Besteht ein Bediirfnis daran,
dass die Gemeinde in dem Gebiet hoheitlich titig werden
kann, ist eine Inkommunalisierung der entstandenen
Landfléche erforderlich.

Nachweis des Gemeindegebietes i Liegenschafts-
kataster

GemifB § 10 Absatz 1 Satz 1 KV M-V bilden das Gebiet
der Gemeinde die Grundstiicke, die nach geltendem
Recht zu ihr gehdren. Der Nachweis des Gemeindege-
biets erfolgt nach § 22 Absatz 1 Satz 1 Geoinformations-
und Vermessungsgesetz (GeoVermG M-V) grundsitzlich
im Liegenschaftskataster.
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Da das Liegenschaftskataster die seewirtige Ausdehnung
des Gemeindegebietes nur zum Zeitpunkt der letzten
Fortfiihrung des Nachweises darstellt, kann es die natiir-
lichen Verinderungen unterworfene tatsichliche Reich-
weite der gemeindlichen und kreislichen Gebietshoheit
nur annéhernd abbilden. Dabei liegt in vielen Gebieten
die letztmalige Fortfilhrung des Liegenschaftskatasters
zur Beriicksichtigung der Verdnderungen der Kiistenlinie
zeitlich weit zuriick, sodass es zu erheblichen Abwei-
chungen zwischen dem Nachweis im Liegenschaftskata-
ster und der tatsdchlichen Situation kommen kann.

Gebietsiinderungen aufgrund natiirlicher
Veriinderungen

Der Verlauf der Kiistenlinie ist natiirlichen Verinderun-
gen unterworfen. Wenn sich eine An- oder Verlandung
dauerhaft gebildet hat und eine Zuordnung zu einer Ge-
meinde eindeutig moglich ist, wird die Fldche automa-
tisch Gemeindegebiet. MaBgeblich fiir die Gebietsgrenze
ist die Kiistenlinie bei Mittelwasserstand. Einer Inkom-
munalisierung bedarf es nicht.

Kann bei einer gemeindefreien Landfliche jedoch nicht
mehr nachvollzogen werden, ob diese auf natiirlichem
oder kiinstlichem Wege (durch Aufschiittung oder Auf-
spiilung) entstanden ist, ist eine Inkommunalisierung aus
Griinden der Rechtssicherheit geboten.

Inkommunalisierungsverfahren
Vorbemerkung

Ein Inkommunalisierungsverfahren kann durch verschie-
dene Ausgangssituationen in Gang gesetzt werden. Der
Regelfall ist, dass eine Gemeinde beabsichtigt, auf den
ihrem Hoheitsgebiet vorgelagerten, gemeindefreien Fla-
chen hobeitlich titig zu werden, sei es bauplanerischer,
anderer satzungsrechtlicher Art oder aus ordnungsrecht-
lichen Griinden.

Nicht selten tritt der Fall auf, dass eine Inkommunalisie-
rung beantragt wird, die bereits vorhandene Bauten an
der Kiiste betrifft, wie zum Beispiel Seebriicken, Anlege-
stellen oder Hafenanlagen, die auflerhalb des Hoheitsge-
biets der Gemeinde errichtet wurden. Sie setzen zumeist
auf dem Gemeindegebiet an (Seebriickenfufl auf dem
Strand, Teile der Hafenanlagen auf Ufergrundstiicken)
und erstrecken sich dann auf Wasserfliachen seewiirts der
Kiistenlinie. Oftmals entstanden diese Bauten wihrend
der Umstrukturierung und Neuorganisation zu Beginn
der Neunzigerjahre; teilweise auch schon vorher. Aus
verschiedenen Griinden stellt sich erst im Nachhinein he-
raus, dass die Gemeinde im Wege der Bauleitplanung
und der Landkreis durch Erteilung von Bau- oder Hafen-
genehmigungen hoheitlich titig geworden sind, ohne die
hierfiir erforderlichen Hoheitsrechte zu besitzen.

Mitunter wurden seitens der Gemeinde auch Antrage auf
Inkommunalisierung gestellt, aber der Abschluss des
Verfahrens nicht abgewartet und mit den Bauarbeiten be-
gonnen. Die Griinde sind vielfaltig und lassen sich nicht



Nr. 46

Amtsblatt fiir Mecklenburg-Vorpommern 2021

967

514

5.1.6

52

521

immer in Ginze nachvollziehen. Oft verbinden sich auch
Fallkonstellationen. Erst im Zuge einer Erweiterungs-
oder Sanierungsmafinahme oder beim Auslaufen einer
erteilten Genehmigung fillt der Missstand auf. Zur Behe-
bung dieses rechtswidrigen Zustands und Schaffung kla-
rer Zusténdigkeiten vor Ort ist eine Inkommunalisierung
aus Griinden der Rechtssicherheit geboten.

Eine Inkommunalisierung kann allerdings nicht riickwir-
kend erfolgen. Das heif3t, dass durch eine Inkommunalisie-
rung die Rechtswidrigkeit bestehender Bebauungspléne
oder anderer hoheitlicher Akte nicht geheilt werden kann.

Fiir das Bauplanungsrecht ist gerichtlich anerkannt, dass
gemeindefreie Gebiete dem Zugriff der kommunalen
Selbstverwaltung entzogen sind und eine Eingemeindung
erforderlich ist, wenn eine Uberplanung erfolgen soll.

Die Bauleitplanung ist auf die Grundstiicke in der Ge-
meinde begrenzt. Das ergibt sich aus § 1 Absatz 1 des
Baugesetzbuches (BauGB). Die Aufgabe der Bauleitpla-
nung ist, die bauliche und sonstige Nutzung der Grund-
stiicke in der Gemeinde nach Mafigabe des BauGB vor-
zubereiten und zu leiten. Demgemif bestimmt § 1 Ab-
satz 3 BauGB, dass die Gemeinden die Bauleitpline
aufzustellen haben, sobald und soweit es fiir die stidte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Der Bundesgesetzgeber hat die Bauleitplanung durch das
BauGB zugleich als bedeutsamen Inhalt gerade der kom-
munalen Planungshoheit normiert. Das Landesrecht sieht
vor, dass unter niheren Voraussetzungen ein zunichst
gemeindefreies Gebiet gemeindezugehtrig wird. Als-
dann sind die im BauGB vorgesehenen Regelungen un-
mittelbar anwendbar. Dieser vom BauGB eroffnete Weg
der Eingemeindung ist allein zuldssig, weil nur er die
vom BauGB grundsitzlich gewollte gemeindliche Tri-
gerschaft fiir die Bauleitplanung gewéhrleistet.

Ist fiir die Bebauung eines gemeindefreien Gebietes die
Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich, muss die
Gemeinde folglich die Fliche erst eingemeinden, um sie
dann zu iiberplanen. Die Vorschriften iiber die Offentlich-
keits- und Behdrdenbeteiligung schreibt die vollstandige
Ermittlung und zutreffende Bewertung der fiir die Planung
beriihrten Belange vor (§ 4a Absatz 1 BauGB). Der Betei-
ligung der Landkreise, der Vermessungs- und Geoinfor-
mationsbehorden sowie der Kommunalaufsicht kommt in
diesen Bereichen eine besondere Bedeutung zu. Aus den
Planunterlagen fiir die Bebauungspline miissen sich auch
die Flurstiicke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen in
Ubereinstimmung mit dem Liegenschaftskataster ergeben
(§ 1 Absatz 2 Planzeichenverordnung).

Dariiber hinaus besteht die Méglichkeit, Mingel eines
Bebauungsplans auch durch Aufhebung, Anderung oder
Neuaufstellung zu beheben.

Antragstellung

Der Antrag ist formlos bei der Kommunalabteilung des
Ministeriums fiir Inneres und Europa unter Einhaltung
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des Dienstweges einzureichen, das heifit bei amtsangeho-
rigen Gemeinden durch das zugehdrige Amt iiber die zu-
stindige untere Rechtsaufsichtsbehtrde — bei amtsfreien
Gemeinden nur iiber die zustidndige untere Rechtsauf-
sichtsbehdrde.

Die Antragstellung hat rechtzeitig vor dem Beginn etwa-
iger BaumafBnahmen, dem Erlass von Satzungen oder
umgehend nach Kenntniserlangung noch gemeindefreier,
aber bereits bebauter oder aufgeschiitteter Flichen zu er-
folgen.

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizulegen:

a) Lageplannach § 11 Absatz 1 Satz 2 der Durchfiihrungs-
verordnung zur Kommunalverfassung (KV-DVO)

b) Beschluss der Gemeindevertretung gemi$ § 12 Ab-
satz 2 Satz 1 KV M-V

¢) Begriindung im Sinne von § 11 Absatz 1 Satz 1 KV
M-V )

Lageplan

Der Lageplan, der auf Grundlage des Amtlichen Liegen-
schaftskataster-Informationssystems kostenpflichtig zu
erstellen ist, hat neben den Koordinaten der zu inkommu-
nalisierenden Fliche den Vermerk nach § 34 Absatz 1
Satz 2 GeoVermG M-V zu enthalten. Danach bedarf die
Vervielfiltigung, Weiterverarbeitung, Umwandlung und
Weitergabe an Dritte oder die Verdffentlichung der
Geobasisdaten der Zustimmung der zustindigen Vermes-
sungs- und Geoinformationsbehérde. Die Koordinaten
sind im amtlichen geodétischen Bezugssystem der Lage
gemidfl Landesbezugssystemerlass aufzufiihren. Des
Weiteren sind die Koordinaten in maschinenlesbarer
Form beizufiigen. Da die Verodffentlichung der Gebiets-
anderung im Amtsblatt fiir Mecklenburg-Vorpommern in
schwarz-weiB erfolgt, ist die Inkommunalisierungsfliche
im Lageplan moglichst ebenfalls durch eine Schwarz-
weiB-Schraffur dazustellen. Alternativ wire auch eine
Schraffur in einer anderen, aber auf einem Schwarz-Weif3-
Druck noch gut erkennbaren Farbe wie zum Beispiel
dunkelrot mdglich. Der Lageplan ist dariiber hinaus nach
§ 11 Absatz 1 Satz 3 KV-DVO im DIN-A4-Format ein-
zureichen. Bei mehreren zu inkommunalisierenden Fla-
chen ist eine dementsprechende Anzahl von Lageplénen
zuldssig. Es ist zudem ein geeigneter MaBstab zu wihlen.

Weicht der im Liegenschaftskataster nachgewiesene
Grenzverlauf infolge natiirlicher Verdnderungen vom tat-
sichlichen Gemeindegebiet ab (siche Nummer 4) und hat
hierdurch die zu inkommunalisierende Fliche keinen An-
schluss an den Nachweis des Liegenschaftskatasters,
muss die Gemeinde zunéichst die Berichtigung des Nach-
weises fiir die bereits im Hoheitsbereich der Gemeinde
stehende, aber noch nicht katastrierte Fliche (zum Bei-
spiel einer Strand- oder Anlandungsfliche) veranlassen.
Hierzu ist bei einer Stelle nach § 5 Absatz 2 Nummer 3
bis 6 GeoVermG M-V die Durchfiihrung einer kosten-
pflichtigen Liegenschaftsvermessung zu beantragen. Der
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Lageplan ist auf der Grundlage des Liegenschaftskatas-
ters nach erfolgter Berichtigung zu erstellen.

Beschluss der Gemeindevertretung

Die Inkommunalisierung bedarf gem#B § 12 Absatz 2
Satz 1 KV M-V eines Mehrheitsbeschlusses der Gemein-
devertretung. Die Entscheidung iiber die Inkommunali-
sierung ist dabei nach § 22 Absatz 3 Nummer 14 KV M-V
nicht auf den Hauptausschuss oder Biirgermeister iiber-
tragbar. Der Beschluss hat dem Bestimmtheitsgebot zu
geniigen. GemiB § 11 Absatz 1 Satz 2 KV-DVO ist der
Beschlussvorlage der Lageplan nach Nummer 5.2 4 bei-
zufiigen,

Begriindung

GemiB § 11 Absatz 1 Satz 1 KV M-V kénnen Gemeinden
aus Griinden des 6ffentlichen Wohls in ihren Grenzen ge-
andert werden. Hierbei handelt es sich um einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff. Bei den Griinden des offentli-
chen Wohls miissen sowohl die Interessen des Einzelfalls
(wie die Forderung des Tourismus, Schaffung von Ar-
beitsplétzen, Verbesserung der Wirtschaftsstruktur oder
die finanzielle Leistungsfahigkeit der Gemeinde) als
auch bestehende, iibergeordnete Belange der Allgemein-
heit (insbesondere des Natur- und Kiistenschutzes) be-
riicksichtigt und gegeneinander abgewogen werden. Da-
bei liegt es in der Natur der Sache, dass wegen verschie-
denartiger Gegebenheiten im Einzelfall ein allgemein-
giiltiger MaBstab fiir das 6ffentliche Wohl nicht gefunden
werden kann und die aufgefilhrten Beispiele nicht ab-
schlieBend sind. Die antragstellende Gemeinde hat selbst
ausfithrlich darzulegen, aus welchen Griinden eine In-
kommunalisierung gemeindefreier Land- und/oder Was-
serflichen erforderlich ist.

Im Hinblick darauf, dass es sich bei der Inkommunalisie-
rung um einen Ausnahmefall vom Grundsatz der Ge-
meindefreiheit von Kiistengewidssern handelt und keine
vorsorgliche Inkommunalisierung erfolgt, empfiehlt es
sich, bei Bauvorhaben der Gemeinde einen Zeit- und ei-
nen Finanzierungsplan einzureichen, anhand derer die
Ernsthaftigkeit des Verinderungswillens der Gemeinde
belegt wird. Alternativ kann die Planungsreife des der
Inkommunalisierung zugrundeliegenden Projekts durch
eine Planungsanzeige beim zustdndigen Amt fiir Raum-
ordnung und Landesplanung belegt werden.

Inkommunalisierungsentscheidung von Amts wegen

Gemil § 11 Absatz 2 Satz 1 KV M-V kann bei ortlich
begrenzten Einzelregelungen eine Gebietséinderung auch
durch das Ministerium fiir Inneres und Europa von Amts
wegen vorgenommen werden.

Bezogen auf die Inkommunalisierung kann der seltene
Fall eintreten, dass sich beispielsweise auf den einer Ge-
meinde vorgelagerten Wasserflidchen ein dauerhaft fest-
gemachtes Restaurantschiff oder ein Hafen aus DDR-
Zeiten befindet, der eine Umnutzung erfahren hat und
von einem privaten Dritten als Yacht- und Sportbootha-
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fen betrieben wird. Da die Gemeinde hier selbst nicht
hoheitlich titig geworden ist, hat sie grundsétzlich keine
Veranlassung, einen Antrag auf Inkommunalisierung zu
stellen. Gleichwohl besteht ein Erfordernis fiir eine In-
kommunalisierung aus iibergeordneten Griinden.

Solange fiir die einer Gemeinde vorgelagerten Gebiete
seewirts der Kiistenlinie keine Inkommunalisierung er-
folgt, scheidet ein hoheitliches Titigwerden durch die
Gemeinde, das zugehorige Amt oder den Landkreis im
Gefahrenfall mangels kommunaler Gebietshoheit aus.
Dort greift (bis zu einer seewirtigen Gebietshoheitsgren-
ze von maximal zwolf Seemeilen) die Auffangzustindig-
keit des Landes Mecklenburg-Vorpommern — der jeweils
zusténdigen Landesbehorden.

Dies ist jedoch nicht immer sachangemessen, denn es be-
trifft insbesondere die Sicherstellung des Brandschutzes
(als originire Gemeindeaufgabe), das ordnungsbehordli-
che Tatigwerden (des Amtes) und die grundsitzlich dem
Landkreis obliegenden Aufgaben wie die Erteilung von
Baugenehmigungen oder von Erlaubnissen zur Errich-
tung einer Anlegestelle, zum Betrieb eines Hafens oder
eines Gaststittengewerbes. Die ortsnahe Aufgabenwahr-
nehmung entspricht auch den in § 3 Landesorganisations-
gesetz niedergelegten Grundsitzen.

Vor Ort auftretende Zusténdigkeitsprobleme kdnnen nur
teilweise durch den Abschluss &ffentlich-rechtlicher Ver-
trige geldst werden. Diese geniigen noch dort, wo das
Land in Ermangelung zustindiger kommunaler Behor-
den lediglich einen Verwaltungshelfer bendtigt, wie zum
Beispiel beim Loschen eines Brandes oder bei Erste-
Hilfe-MaBnahmen. Diese unmittelbar ausgefiihrten
Handlungen sind SofortmaBnahmen am Einsatzort und
stellen keinen Hoheits-, sondern einen Realakt dar. Das
Land kann mit den Kommunen hierfiir entsprechende
offentlich-rechtliche Vereinbarungen nach dem Landes-
verwaltungsverfahrensgesetz abschlieen. Es ist aber un-
zuldssig, hoheitsrechtliche Befugnisse ohne ausdriickli-
che gesetzliche Erméchtigungsgrundlage (wie zum Bei-
spiel in § 3 Absatz 2 Hafenverordnung) vertraglich auf
kommunale Behtrden zu iibertragen.

Daher kann aus kommunalrechtlicher Sicht ein den prak-
tischen Erfordernissen hinreichender Rechtszustand nur
durch eine Inkommunalisierung erreicht werden. Nach
dem Amtsermittlungsgrundsatz ist das Ministerium fiir
Inneres und Europa verpflichtet, entsprechend bekannt
gewordene Sachverhalte von Amts wegen zu ermitteln.
Dabei sind alle Umsténde zu priifen, die fiir die Entschei-
dung iiber eine Inkommunalisierung bedeutsam sind. So
ist beispielsweise zu hinterfragen, auf welcher Grundlage
Genehmigungen zum Betrieb und Umbau von Anlagen
erfolgt sind. Sollten diese vom Landkreis erteilt worden
sein, wiren sie mangels kommunaler Gebietshoheit wi-
derrechtlich ergangen. Zur nachfolgenden Behebung die-
ses rechtswidrigen Zustands und soweit nicht maBgebli-
che Griinde gegen den Fortbestand dieser Anlagen spre-
chen, ist in einem ersten Schritt eine Inkommunalisie-
rung angezeigt, um die Grundlage fiir anschlieBende ho-
heitliche Entscheidungen zu schaffen.
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Die betroffene Gemeinde ist dabei friithzeitig zu beteili-
gen und iiber einen etwaigen Inkommunalisierungsbe-
darf umfassend zu informieren. Neben dem Anlass und
den vorteilhaft erwachsenden Zustéindigkeitsregelungen
sind der Gemeinde auch die Folgen und Kosten einer In-
kommunalisierung aufzuzeigen. Im Hinblick auf das ge-
meindliche Selbstbestimmungsrecht ist der Gemeinde
die Gelegenheit zu geben, die Angelegenheit in der Ge-
meindevertretung zu erértern und eine Beschlussfassung
herbeizufiihren. Sollte die Gemeinde die Inkommunali-
sierung entsprechend § 12 Absatz 2 Satz 1 KV M-V
mehrheitlich beschlieBen, wire entsprechend Num-
mer 5.2 zu verfahren und ein entsprechender Antrag der
Gemeinde beim Ministerium fiir Inneres und Europa ein-
zureichen.

Andernfalls hat das Ministerium fiir Inneres und Europa
das Inkommunalisierungsverfahren von Amts wegen
weiter zu betreiben. GemiB § 11 Absatz 2 KV M-V han-
delt es sich bei der Inkommunalisierung um eine ortlich
begrenzte Einzelregelung, die durch Entscheidung des
Ministeriums fiir Inneres und Europa und damit auch oh-
ne Antrag der Gemeinde vorgenommen werden kann.
Entscheidend ist, dass die Inkommunalisierung gemif
§ 11 Absatz 1 Satz 1 KV M-V aus Griinden des 6ffentli-
chen Wohls exfolgt. Sofern im Anhorungsverfahren keine
maRBgeblichen Griinde gegen die beabsichtigte Gebiets-
anderung vorgetragen werden, ist diese in letzter Konse-
quenz auch gegen den Willen der Gemeinde maglich.

Anhorungs- und Entscheidungsverfahren
Anhorung

GemiB § 11 Absatz 1 Satz 2 und § 97 Absatz 1 Satz2 KV
M-V sind vor einer Gebietséinderung grundsitzlich die
Biirger, die in dem unmittelbar betroffenen Gebiet woh-
nen, sowie die betroffenen Gemeinden, Amter und Land-
kreise anzuhéren. Durch die Anhorung erhélt das Minis-
terium fiir Inneres und Europa die umfassende Kenntnis
von allen erheblichen Umstéinden und Belangen. Ohne
Beteiligung der Betroffenen kann eine sachgerechte Ab-
wiagung der verschiedenen Interessen nicht erfolgen. An-
horung bedeutet dabei Gelegenheit zur Stellungnahme
und nicht Einverstindnis mit der beabsichtigten MaB-
nahme.

Eine ordnungsgeméife Anhorung setzt voraus:

a) die Kenntnisgabe der beabsichtigten Regelung in ih-
rem wesentlichen Inhalt und der dafiir gegebenen
Begriindung nebst dem Lageplan zur Inkommunali-
sierung,

b) eine rechtzeitige Einleitung mit einer ausreichenden
Anhorungsfrist (im Regelfall ein Monat),

c) die Kenntnisnahme der Stellungnahmen vor der ab-
schlieBenden Entscheidung und

d) die Beriicksichtigung der fiir und gegen die Inkom-
munalisierung sprechenden Griinde.

6.1.3

6.14

6.1.5

6.1.6

6.1.7

Eine Anhérung von Biirgern scheidet bei einer Inkommu-
nalisierung aus, da es sich bei den Zuordnungsflichen
regelmiBig um unbewohnte Gebiete handelt. Die Anho-
rung der Gemeinde ist mit Blick darauf, dass sie auf
Grundlage des Beschlusses der Gemeindevertretung den
Antrag auf Inkommunalisierung im Regelfall selbst
stellt, grundsitzlich entbehrlich. Anders verhélt es sich,
wenn im Laufe des Verfahrens eine Anderung im Um-
fang der Inkommunalisierungsfliche erforderlich wird.
In diesem Fall ist die Gemeinde ergénzend zu ihrem An-
trag anzuhdren. Eine erneute Beschlussfassung ist nur bei
Vergroferung der Zuordnungsfliche erforderlich.

Nach § 11 Absatz 1 Satz 2 KV M-V sind auch die betrof-
fenen Amter und Landkreise anzuhoren. Eine sachliche
Notwendigkeit dafiir ist vor allem dann gegeben, wenn
die Gebietsinderung entsprechend § 11 Absatz 5 KV
M-V nicht nur die Anderung der Gemeindegrenze, son-.
dern zugleich auch die Anderung der Amts- und Land-
kreisgrenze bewirkt. Fiir die Meinungsbildung innerhalb
des Amtes ist nach § 134 Absatz 1 KV M-V der Amtsaus-
schuss zusténdig. Fiir Gebietsdnderungen mit Berithrang
der Landkreisgrenze sieht § 12 Absatz 1 Satz 7 KV M-V
fiir die Landkreise ein Zustimmungserfordernis vor. Die
Entscheidung erfolgt nach § 104 Absatz 1 und 2KV M-V
durch den Kreistag und ist gemé § 104 Absatz 3 Num-
mer 13 KV M-V nicht auf den Kreisausschuss oder Land-
rat {ibertragbar.

Von der Inkommunalisierung sind aber in der Regel nicht
nur die Gemeinde, das Amt und der Landkreis betroffen.
Das ihr zugrundeliegende Projekt (zum Beispiel: Hafen-
ausbau, Errichtung einer Anlegestelle) oder der Anlass
fiir die Inkommunalisierung (zum Beispiel: Aufschiit-
tung, widerrechtlich errichtete Seebriicke) hat in der Re-
gel auch Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere
auf den Natur- und Kiistenschutz. Die Vorhaben befinden
sich mitunter in sensiblen Naturschutzgebieten, Natio-
nalparks oder Biosphérenreservaten. Die Anh6rung der
hierfiir zustédndigen Behorden (Staatliches Amt fiir Land-
wirtschaft und Umwelt, Nationalparkamt oder Biosphé-
renreservatsamt) ist erforderlich, um in Erfahrung zu
bringen, ob die geplanten Inkommunalisierungsvorhaben
mit den Schutzgiitern vereinbar sind oder maBgebliche
Griinde entgegenstehen.

Bei Bauvorhaben empfiehlt es sich, das zustindige Amt
fiir Raumordnung und Landesplanung zu beteiligen, um
sicherzustellen, dass das der Inkommunalisierung zu-
grundeliegende Projekt den Zielen und Grundsitzen des
Regionalen Raumentwicklungsprogramms entspricht.

Soweit die der Inkommunalisierung zugrundeliegende
Sachlage neben der Gebietshoheit auch eine Nutzungsbe-
fugnis der Wasserfliche erfordert, ist es sachdienlich, sich
im Anhorungsverfahren mit dem fiir die Erteilung unent-
geltlicher Nutzungsrechte zustindigen Ministerium fiir
Energie, Infrastruktur und Digitalisierung oder im Falle
einer entgeltlichen Nutzungsbefugnis mit dem zustin-
digen WasserstraBen- und Schifffahrtsamt zum Umfang
der Inkommunalisierungs- und Nutzfliche abzustimmen.
Wenngleich die Inkommunalisierung und die Ubertragung
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6.2
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6.2.3

7.1

7.2

von Nutzungsrechten an den Wasserflichen der Bundes-
wasserstraBe Ostsee voneinander unabhéngige Verfahren
und bei den jeweils zustindigen Stellen getrennt voneinan-
der zu beantragen sind, sollten die Inkommunalisierungs-
und die Nutzfliche méglichst iibereinstimmen und auf ein
erforderliches Mindestmal begrenzt werden.

Sobald dem Ministerium fiir Inneres und Europa alle An-
tragsunterlagen gemiB Nummer 5.2.3 vorliegen, wird
das Anhérungsverfahren eingeleitet. Die Anhérung und
Auswertung der Stellungnahmen nimmt regelmafig ei-
nen Zeitraum von circa sechs Wochen in Anspruch.

Entscheidung

Nach Abschluss des Anhérungsverfahrens befindet das
Ministerium fiir Inneres und Europa iiber die Inkommu-
nalisierung im Wege einer Einzelfallentscheidung. Wirk-
sam wird die Gebietsdnderung zu dem im Bescheid fest-
gelegten Datum.

Bei Bauvorhaben der Gemeinde kann die Inkommunali-
sierung unter die auflésende Bedingung gestellt werden,
dass es zu einer Exkommunalisierung kommt, sofern das
zugrundeliegende Projekt innerhalb eines bestimmten
Zeitrahmens aus zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht
absehbaren Griinden nicht realisiert werden kann und das
Sffentliche Interesse an der Inkommunalisierung damit
entfallt.

Im Anschluss an die Inkommunalisierung veranlasst das
Ministerium fiir Inneres und Europa die Bekanntma-
chung im Amtsblatt fiir Mecklenburg-Vorpommern. Die
Veroffentlichung ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung,
sondern dient der Information von Dritten. Im Falle einer
(Teil-)Ablehnung steht der Rechtsweg zum Verwaltungs-
gericht offen.

Auswirkungen der Inkommunalisierung

Gemih § 11 Absatz4 Satz 1 KV M-V begriindet eine wirk-
same Gebietséinderung unmittelbar Rechte und Pflichten
der Beteiligten. So haben die Kommunen die Pflicht, die
ihnen obliegenden Aufgaben auch auf den inkommunali-
sierten Flichen wahrzunehmen. Daran kniipft die Hand-
lungsbefugnis der kommunalen Behorden an.

Im Anschluss an eine Gebietsdnderung sind die zustin-
digen Behorden nach § 11 Absatz 4 Satz 2 KV M-V
verpflichtet, die ffentlichen Biicher zu berichtigen. Als
sogenanntes Offentliches Buch fillt das Liegenschafts-
kataster unter diese Regelung. Die Berichtigung erfolgt
gemiB § 32 Absatz 2 GeoVermG M-V auf der Grundla-
ge der Bekanntmachung der Inkommunalisierung im
Amtsblatt fiir Mecklenburg-Vorpommern. Der zustin-
digen unteren Vermessungs- und Geoinformationsbe-
horde sind der unter 5.2.4 beschriebene Lageplan sowie
die zugehorigen Koordinaten in maschinenlesbarer
Form zu iibergeben. Die hierfiir erforderlichen Rechts-
handlungen ergehen gemdB § 11 Absatz 4 Satz 3 KV
M-V kostenfrei.
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Die Inkommunalisierung ersetzt nicht die nach anderen
Rechtsvorschriften erforderlichen Verwaltungsakte. So-
weit es das der Inkommunalisierung zugrundeliegende
Projekt erfordert, hat die Gemeinde die Einholung spezial-
gesetzlicher Genehmigungen zu beachten, wie zum Bei-
spiel die naturschutzrechtliche Genehmigung, die Befugnis
zur Nutzung der Wasserflichen oder die strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche Erlaubnis. Zur Verfahrensbeschleuni-
gung empfiehlt es sich, diese Genehmigungen parallel zur
Inkommunalisierung bei den jeweils zustindigen Landes-
oder Bundesbehérden zu beantragen.

Genehmigungen, die hingegen grundsitzlich in der Zu-
stindigkeit des Landkreises liegen, kénnen mangels Ge-
bietshoheit erst nach erfolgter Inkommunalisierung bean-
tragt werden. Hierbei gilt es zu beachten, dass eine Inkom-
munalisierung nicht die Rechtswidrigkeit schon bestehen-
der Bebauungspline oder bereits erteilter Genehmigungen
zu heilen vermag. Durch die Erweiterung der kommunalen
Gebietshoheit wird lediglich die Grundlage dafiir geschaf-
fen, dass die kommunalen Behérden nun rechtmiBig be-
fugt sind, iiber das durch die Inkommunalisierung hoheit-
lich iibernommene Gebiet planungsrechtliche Festsetzun-
gen zu treffen, respektive auch iiber das der Inkommunali-
sierung zugrundeliegende Projekt neu zu befinden.

Des Weiteren ldsst die Inkommunalisierung die Eigen-
tums- und Nutzungsverhiltnisse des Bundes, des Landes
oder Dritter unberiihrt, weswegen durch eine Inkommu-
nalisierung auch keine Pflicht zur Verkehrssicherung ent-
steht. Diese Verantwortlichkeit geht mit der Ubertragung
der Befugnis zur Nutzung bestimmter Wasserflichen auf
den Inhaber dieser Nutzungsrechte iiber, einem von der
Inkommunalisierung losgeldsten Verfahren.

Nichteinhaltung des Verfahrens

Hilt die Gemeinde das Inkommunalisierungsverfahren
nicht ein, indem sie beispielsweise Anlagen auf Flichen
auBerhalb ihres Hoheitsgebiets errichtet oder fiir gemein-
defreie Gebiete Satzungen erldsst, handelt sie wider-
rechtlich. Hier ist dann zu priifen, ob im Wege einer In-
kommunalisierung die fehlende Gebietshoheit {ibertra-
gen werden kann, Im Falle einer Ablehnung kann dies zu
einer Verpflichtung zum Riickbau der errichteten Anla-
gen auf Kosten der Gemeinde oder zur Riickzahlung der
bereits auf Grundlage von Satzungen erhobenen Gebiih-
ren fithren. Hierliber entscheiden die jeweils zustéindigen
Behorden in einem gesonderten Verfahren.

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Vertf-
fentlichung in Kraft. Gleichzeitig treten die Verwaltungs-
vorschrift zur Inkommunalisierung gemeindefreier Was-
serfléichen in und an Seewasserstraen vom 4. Mai 2010
(AmtsBl. M-V S. 290) sowie der Erlass zur gemeindli-
chen Gebietshoheit als Voraussetzung fiir Hafenabgaben-
satzungen und Hafennutzungsordnungen vom 27. Febru-
ar 2002 (AmtsBl. M-V S. 400) auBer Kraft.

AmtsBl. M-V 2021 S. 965
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Az.: 31158B3-213.3-MeBDO/84

Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung
Nr. MeBDO/84

Der Hanse- und Universitatsstadt Rostock, Tourismuszentrale Rostock & Warnemiinde, Seebad &
Kurwesen, Am Strom 59, 18119 Rostock-Warnemiinde, wird auf Antrag vom 03.11.2023 nach § 31
Bundeswasserstralengesetz (WaStrG) in der aktuellen Fassung die strom- und schifffahrtspolizei-
liche Genehmigung erteilt,

in der Bundeswasserstrafle Ostsee/Mecklenburger Bucht Ost bis Darf3er Ort

von zwel barrierefreien Wasserzugéngen/Einstiegshilfen fiir den Strandzugang 18 und 23
mit den Koordinaten in WGS84:

Strandzugang 18:
54° 10.73754'N 12° 4.06170°E
54° 10.74672'N 12° 4.05810°E

Strandzugang 23:
54° 10.66326'N 12° 3.45546°E
54° 10.67262'N 12° 3.45324'E

zu errichten und zu betreiben.
Die Genehmigung wird unbefristet erteilt.

Die Genehmigung ist nur mit Zustimmung des WasserstraBen- und Schifffahrtsamtes Ostsee iber-
tragbar.

Sie berechtigt nicht, Rechte Dritter zu beeintrachtigen oder Gegenstande, die einem anderen ge-
héren, oder Grundstiicke und Anlagen, die im Besitz eines anderen stehen, in Gebrauch zu neh-
men. Sie ersetzt nicht die fir das Vorhaben nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen behdrd-
lichen Entscheidungen (Genehmigungen, Erlaubnisse oder Ahnliches).

Diese strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung regelt die Zulassigkeit des Vorhabens nur
unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung des fiir die Schifffahrt erforderlichen Zustandes der Bun-
deswasserstralle und der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs.

Die Genehmigung ersetzt nicht die mit dem Bund abzuschlieBenden privatrechtlichen Vereinba-
rungen. Sie berechtigt insbesondere nicht, dem Bund gehérende Grundstiicke, Wasserflachen und
Anlagen vor Abschluss eines privatrechtlichen Nutzungsvertrages in Gebrauch zu nehmen.

Fiir die Genehmigung sind folgende Unterlagen verbindlich:

a) Antrag vom 03.11.2023

b) Schreiben vom 18.12.2023

c) Ubersichtskarte Strandzugang 18 vom 03.11.2023

d) Ubersichtskarte Strandzugang 23 vom 03.11.2023

e) Lageplan Strandzugang 18 vom 14.12.2023; Malstab 1:250

f) Lageplan Strandzugang 23 vom 14.12.2023; Malstab 1:250

g) Prinzipskizze-Langsschnitt, Ansicht von Osten vom 06.12.2023; Malstab 1:100
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Die Genehmigung wird unter folgenden Auflagen und Bedingungen erteilt:

1.

Bei der Errichtung, der Unterhaltung, der Wartung sowie beim Betrieb der Anlage sind die |
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten und die im Bauwesen erforderli-

- che Sorgfalt anzuwenden.

10.

Der Beginn der BaumaRBnahme ist dem Wasserstralen- und Schifffahrtsamt Ostsee min-
destens 1 Woche vorher schriftlich anzuzeigen.

Die Anlagen dirfen erst in Betrieb genommen werden, nachdem das Wasserstralen- und
Schifffahrtsamt Ostsee sie abgenommen hat. Die Abnahme ist beim Auenbezirk
Stralsund, Zum Kleinen Ddnholm 22, 18439 Stralsund, Tel.: +49 3831 249-520 zu bean-
tragen.

Die Abnahme ersetzt nicht andere nach sicherheits- und ordnungsbehdérdlichen Vorschrif-
ten erforderliche Abnahmen. '

Jede geplante Anderung der Anlage, des Betriebes oder der Benutzung ist rechtzeitig vor
der Durchfiihrung dem WasserstralRen- und Schifffahrtsamt Ostsee schriftlich-anzuzei-
gen.

Werden durch die Anlage, deren Betrieb oder durch die Benutzung der Bundeswasser-
stralRe Auskolkungen, Verflachungen oder &hnliche Beeintrachtigungen der Bundeswas-
serstralle verursacht, sind diese auf Verlangen des WasserstraRen- und Schifffahrtsam-
tes Ostsee zu beseitigen.

Baubehelfe, wie Spundwande, Rammpféhle oder Ahnliches, sind nach Beendigung der
Baumalnahme restlos aus der Bundeswasserstralle zu entfernen.

An den Anlagen durfen aulRer den nach den schifffahrtspolizeilichen Vorschriften erforder-
lichen und den vom Wasserstra3en- und Schifffahrtsamt Ostsee genehmigten Schiff-
fahrtszeichen keine Zeichen und Lichter angebracht werden, die mit Schifffahrtszeichen
verwechselt werden oder die Sichtbarkeit von Schifffahrtszeichen beeintréchtigen oder
die Schiffsfuhrer durch Blendwirkung, Spiegelung oder anders irrefihren oder behindern
kénnen.

Es dirfen keine Stoffe oder Gegenstédnde in die Bundeswasserstralle gelangen, die den
fur die Schifffahrt erforderlichen Zustand der Bundeswasserstralie oder die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs auf dieser beeintrdchtigen.

Nach Beendigung der Baumainahme ist durch den Tr&ger des Vorhabens zur amtlichen
Fortfuhrung der Katasterflurkarte, der digitalen Bundeswasserstralie (DBWK) sowie der
deutschen Seekarte ein Aufmal des oberirdischen Bestandes im Koordinatensystem
UTM (streifentreu) / ETRS 89 sowie Héhen tiber NHN 2016 durchfiihren zu lassen. Die
Vermessung ist bei einem 6ffentlich bestellten Vermessungsingenieur oder beim zustan-
digen Katasteramt in Auftrag zu geben.

Der Bestandsplan ist im MaRstab 1:1.000 digital als PDF-Datei sowie als DXF-Datei (Ver-
sion 14) in 0.g. Koordinatensystemen innerhalb von 3 Monaten nach Fertigstellung des
Bauwerkes per E-Mail an das WSA Ostsee, wsa-ostsee@wsv.bund.de zu Uibergeben.

Detaillierte Abstimmungen haben vor der Vermessung mit der Land-Vermessung
Stralsund des WSA Ostsee zu erfolgen.

Ist die Genehmigung durch Widerruf oder aus anderem Grunde erloschen, ist die Anlage
auf Verlangen des Wasserstraen- und Schifffahrtsamtes Ostsee in einer gesetzten Frist
ganz oder teilweise zu beseitigen und der friihere Zustand wieder herzustellen.
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11. Der Genehmigungsinhaber hat die Auflagen auf seine Kosten zu erfullen.
12. Bei Erléschen der Genehmigung ist diese Genehmigungsausfertigung -auf Verlangen des
Wasserstrallen- und Schifffahrtsamtes- zurlickzugeben.
Auf den beigefuigten Auszug aus dem WaStrG wird hingewiesen.

Gebiihren und Auslagen:

Die Gebuhr fur diese individuell zurechenbare ¢ffentliche Leistung wird nach § 1 Nr. 1, § 2 Abs. 1
S.1i.V.m. der Anlage zu § 2, Gebuhren- und Auslagenverzeichnis, Abschnitt 1 Nr. 13 BMDV-
Wasserstrallen und Schifffahrt Besondere Gebiihrenverordnung (BMDV-WS-BesGebV) in der ak-
tuellen Fassung festgesetzt auf: 314,00 €
Angefallene Auslagen sind mit der Geblihr abgegolten.

Die Héhe der Gebuhr richtet sich nach dem entstandenen Verwaltungsaufwand des Wasserstra-
Ren- und Schifffahrtsamtes Ostsee.

Unter Beachtung dieser Umstande halte ich die Festsetzung einer Gebuihr in entsprechender Héhe
fur angemessen.

Die Gebihr ist auf das Konto der Bundeskasse Trier - Dienstsitz Kiel, IBAN:
DE18200000000020001066, BIC: MARKDEF 1200 unter Angabe des Kassenzeichens (Verwen-
dungszweck) 1091 5124 7169, MeBDO/84 bis zum 06.02.2024 zu iberweisen.

Griinde:

Die beabsichtigte MalRnahme bedarf nach § 31 WaStrG einer strom- und schifffahrtspolizeilichen
Genehmigung, da durch die Malnahme eine Beeintrachtigung des fiir die Schifffahrt erforderlichen
Zustands der Bundeswasserstralle oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erwarten
ist bzw. nicht ausgeschlossen werden kann.

Die Genehmigung ist nach § 31 Abs. 4 WaStrG unter Auflagen und Bedingungen erteilt worden,
um die zu erwartenden Beeintrachtigungen zu verhiiten bzw. auszugleichen.

Das WasserstralRen- und Schifffahrtsamt Ostsee ist sachlich und &rtlich zustandig. Der Genehmi-
gungsinhaber hat die Malnahme beim Wasserstraflen- und Schifffahrtsamt Ostsee zur Genehmi-
gung angezeigt. Die Genehmigung wurde erteilt, weil Versagungsgriinde nach § 31 Abs 5WaStrG
nicht entgegenstehen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist beim Wasserstralen- und Schifffahrtsamt Ostsee, Dienstsitz Libeck
(Moltkeplatz 17, 23566 Libeck) oder DlenStSltZ Stralsund (Wamper Weg 5, 18439 Stralsund) ein-
zulegen.

Im Auftrag

O Dowe

Christine David
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Bauvorhaben:

Errichtung von zwei barrierefreundlichen

Wasserzugangen

Strandzugang 18 - Kistenkilometer (KKM) F145.750
Strandzugang 23 - Kiistenkilometer (KKM) F145.075

Breite 6.0 m, Inkommunalisierungsflache 108 m?

P

D 000000 2999 Unterlage:
0000000 9999,

‘ “““ “"‘“‘“‘ Prinzipskizze

Langsschnitt, Ansicht von Osten

25 25 L 25 y 25 Gemarkung: Warnemiinde
A A
Flur: 1
25 15.0
Flurstiick: Ostsee - Inkommunalisierung
MafRstab: 1:100
Erstellt am: 06.12.2023
Holzpfahle Mata-Mata, Durchmesser 25 - 30 cm durch: H. Meier
Pfahl 1 bis4 -Lange4 m . .
Pfahl 6 bis 8 -Lange 5m Hanse- und Universitatsstadt
Rostock
Handlauf - Hanfseil, Durchmesser 50 mm, Durchhang 10 cm . . . .
v 1 Burenmesser uremang Die Oberbiirgermeisterin
< orolie keine exakie Tiel < Kataster-, Vermessungs- und
S erfolgte Keine exakie liefenmessung. i
Die OK-Pfahl sind értlich anzupassen auf 0.9 m (iber Grund, jedoch mindestens 0.4 m Uber Mittelwasser. | Hanse - und Universitatsstadt LlegenSChaﬂsamt
OOOOOOO Holbeinplatz 14, 18069 Rostock




Ostsee
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Imkommunalisierung
Flédche ca. 108 m?

Bauvorhaben:
Errichtung von zwei barrierefreundlichen
Wasserzugangen
150 Strandzugang 18 - Kiistenkilometer (KKM) F145.750
/i Strandzugang 23 - Kiistenkilometer (KKM) F145.075
£
n Unterlage:
& Strandzugang 18
3 Lageplan
zum Antrag auf Inkommunalisierung
(zukdinftige Flurstliicksnummer) Gemarkung: Warnemtinde
Koordinaten (ETRS89) Flur: 1
Rechtswert ~ Hochwert . Flurstick: Ostsee - Inkommunalisierung
A 33308636.81 6007407.83 Warnemunde : Strand
' . Malistab: 1:250
B 33308633.69  6007424.59 Erstellt am: 14.12.2023
C 33308639.59 6007425.68
durch: H. Meier
D 33308643.06 6007407.04 N
Hanse- und Universitatsstadt
Rostock
Die Oberbirgermeisterin
7 7 0 7 <& Kataster-, Vermessungs- und
Hanse- un d Universitdatsstadt LiegenSChaftsamt
ROSTOCK Holbeinplatz 14, 18069 Rostock




Ostsee

Imkommunalisierung
Flache ca. 108 m?

auynastnzed

(zukdinftige Flurstiicksnummer)

Gemarkung: Warnemiinde
. Flur: 1
Warnemiinde - Strand
Flurstick: Ostsee - Inkommunalisierung
7096 MafRstab: 1:250
Erstellt am: 14.12.2023
Rechtswert Hochwert
durch: H. Meier
A 33307972.27 6007296.43
Hanse- und Universitatsstadt
B 33307970.45 6007314.89 Rostock
C 33307976.42 6007315.48 Die Oberbirgermeisterin
< Kataster-, Vermessungs- und
D 33307978.13 6007298.11 Rl AN Liegenschaftsamt
ROSTOCK Holbeinplatz 14, 18069 Rostock

g 0G4 (DY)

Bauvorhaben:

Errichtung von zwei barrierefreundlichen
Wasserzugangen

Strandzugang 18 - Kiistenkilometer (KKM) F145.750

Strandzugang 23 - Kustenkilometer (KKM) F145.075

Unterlage:
Strandzugang 23
Lageplan

zum Antrag auf Inkommunalisierung




	Vorlage
	Anlage  1 1_Naturschutzrechtliche Genehmigung_StALU MM_WMD
	Anlage  2 2_ssG Nr. MeBDO_84 vom 09.01.2024
	Anlage  3 3_Prinzipskizze_LÄNGSSCHNITT_SZ 18 und 23
	Anlage  4 4_Inkommunalisierung SZ18
	Anlage  5 5_Inkommunalisierung SZ23

